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192 Verordnung 
zur Anderung der Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen Beamten. 
5 Vom 28; Juli 1934. i 
Auf Grund des § 1 Ziffer 21 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Der Anlage 2 (Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) des Danziger 
Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) in der Faſſung des Artikels I der Ver⸗ 
ordnung vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135) wird folgende Beſtimmung als Ziffer 10 hinzuge⸗ 
fügt: i | 5 
10. Auf Gerichtsaſſeſſoren, denen vom Senat die Dienſtbezeichnung als Amts⸗ und Landrichter, 
Staatsanwalt oder Regierungsaſſeſſor verliehen iſt, finden die Beſtimmungen der Ziffer 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der nach dem Anwärterdienſtalter zu⸗ 


ſtändigen Grundvergütung jeweils der nächſt höhere Grundvergütungsſatz tritt. Vom Beginn 


des fünften Anwärterdienſtjahres ab erhalten ſie die Anfangsbezüge eines planmäßigen Be⸗ 
amten der Beſoldungsgruppe A 2 a. : 
Artikel H 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1934 in Kraft. 
Danzig, den 28. Juli 1984. 5 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchn ing Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


193 : Verordnung 
über Preisnachläſſe (Rabattgewährung). 
i Vom 28. Juli 1934. : 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 70 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: ; 

Erſter Teil 
Preisnachläſſe 
72 8 72 ; ; 

(1) Werden im geſchäftlichen Verkehr Waren des täglichen Bedarfs im Einzelverkauf an den 
letzten Verbraucher veräußert oder gewerbliche Leiſtungen des täglichen Bedarfs für den letzten Ver⸗ 
braucher ausgeführt, jo dürfen zu Zwecken des Wettbewerbs Preisnachläſſe (Rabatte) nur nach Maß⸗ 
gabe der nachfolgenden Vorſchriften angekündigt oder gewährt werden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16, 8.1934.) 


a. 
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(2) Als Preisnachläſſe im Sinne dieſes Geſetzes gelten Nachläſſe von den Preiſen, die der Unter- 
nehmer ankündigt oder allgemein fordert, oder Sonderpreiſe, die wegen der Zugehörigkeit zu be⸗ 
ſtimmten Verbraucherkreiſen, Berufen, Vereinen oder Geſellſchaften eingeräumt werden. 


Erſter Abſchnitt 
Barzahlungsnachläſſe 
END 


Der Preisnachlaß für Barzahlung (Barzahlungsnachlaß) darf drei vom Hundert des Preiſes der 
Ware oder Leiſtung nicht überſchreiten. Er darf nur gewährt werden, wenn die Gegenleiſtung unver⸗ 
züglich nach der Lieferung der Ware oder der Bewirkung der gewerblichen Leiſtung durch Barzahlung 
oder in einer der Barzahlung gleichkommenden Weiſe, insbeſondere durch Hingabe eines Schecks oder 
durch Überweiſung, erfolgt. 

8 3 

Werden während eines beſtimmten Zeitabſchnittes unter Stundung der Gegenleiſtung Waren ge⸗ 
liefert oder Leiſtungen bewirkt, ſo kann bei der nach Ablauf des Zeitabſchnittes erfolgenden Be⸗ 
zahlung ein Barzahlungsnachlaß gewährt werden, ſofern der Zeitabſchnitt nicht länger als einen 
Monat dauert. Die Vorſchrift des $ 2 gilt entſprechend. 

8 4 

(1) Wer einen Barzahlungsnachlaß gewährt, muß den Nachlaßbetrag ſofort vom Preiſe abziehen 
oder Gutſcheine (Sparmarken, Kaſſenzettel, Zahlungsabſchnitte) ausgeben, die in bar einzulöſen ſind. 
Der Umſatz an Waren oder Leiſtungen, von dem die Einlöſung der Gutſcheine abhängig gemacht wird, 
darf auf keinen höheren Betrag als fünfzig Gulden feſtgeſetzt werden. 

(2) Gutſcheine, die von einer Vereinigung nachlaßgewährender Gewerbetreibender (Rabattſpar⸗ 
vereine und dergleichen) eingelöſt werden, dürfen nur ausgegeben werden, ſofern ſich die Vereinigung all⸗ 
jährlich einer unabhängigen Prüfung durch einen ſachverſtändigen Prüfer unterzieht. Die Prüfung muß 
ſich auf die geſamte Geſchäftsgebarung der Vereinigung während der Dauer des Geſchäftsjahres er⸗ 
ſtrecken, insbeſondere darauf, daß die Einlöſung der ausgegebenen Gutſcheine geſichert iſt. Der Prüfer 
muß einen ſchriftlichen Bericht erſtatten, den die Vereinigung ihren Mitgliedern zugänglich zu machen 
hat. Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 

8 5 

Wird bei einem Konſumverein der Gewinn auf die Mitglieder nach Maßgabe der von den Mit⸗ 
gliedern mit dem Konſumverein erzielten Umſätze verteilt (Rückvergütung), jo darf die Rückvergütung 
drei vom Hundert nicht überſchreiten. 

Ez == 86 

Warenhäuſer, Einheits-, Klein⸗ und Serienpreisgeſchäfte oder ähnliche, durch die beſondere Art 
der Preisſtellung gekennzeichnete Geſchäfte, Konſumvereine und Werkkonſumanſtalten dürfen Bar⸗ 
zahlungsnachläſſe nicht gewähren. 

Zweiter Abſchnitt 
Mengennachläſſe 
SE 

(1) Werden mehrere Stüde oder eine größere Menge von Maren in einer Lieferung veräußert, 
jo kann ein Mengennachlaß gewährt werden, ſofern dieſer nach Art und Umfang ſowie nach der ver- 
kauften Stückzahl oder Menge als handelsüblich anzuſehen iſt. 

(2) Der Mengennachlaß kann entweder durch Hingabe einer beſtimmten oder auf beſtimmte Art 
zu berechnenden Menge der verkauften Ware oder durch einen Preisnachlaß gewährt werden. 

8 8 

Werden bei Aufträgen für mehrere gewerbliche Leiſtungen oder für eine gewerbliche Leiſtung 
größeren Umfangs oder beim Kauf von Dauer- oder Reihenkarten, die einen Anſpruch auf eine be⸗ 
ſtimmte Zahl von Leiſtungen begründen, Mengennachläſſe gewährt, jo gilt die Vorſchrift des § 7 
entſprechend. 

Dritter Abſchnitt 


Sonder nachläſſe 
E $ 9 
Sondernachläſſe oder Sonderpreiſe dürfen gewährt werden 
1. an Perſonen, die die Ware oder Leiſtung in ihrer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 
verwerten, ſofern dieſer Nachlaß ſeiner Art und Höhe nach orts- oder handelsüblich ift; 
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2. an Perſonen, die auf Grund befonderen Lieferungs- oder Leiſtungsvertrages Waren oder 
Leiſtungen in ſolchen Mengen abnehmen, daß fie als Großverbraucher anzuſehen find; 

3. an die Arbeiter, Angeſtellten, Leiter und Vertreter des eigenen Unternehmens, ſofern die 
Ware oder Leiſtung für deren Bedarf, den Bedarf ihrer Ehegatten, ihrer Abkömmlinge 
oder der mit ihnen in häuslicher Gemeinſchaft lebenden Perſonen beſtimmt iſt (Eigenbedarf) 
und in dem Unternehmen hergeſtellt, vertrieben oder bewirkt wird. 


Vierter Abſchnitt 
Zuſammentreffen mehrerer Preisnachlaßarten 
8 10 


Treffen bei einem Rechtsgeſchäft im Sinne des 8 1 mehrere Preisnachlaßarten zuſammen, ſo 
darf der Nachlaß nur für zwei Arten gewährt werden. 


Zweiter Teil 
Schluß vorſchriften 


8 11 
Wer vorſätzlich oder fahrläſſig einer der Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe beſtraft. Iſt der Täter wegen Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz bereits wiederholt 
rechtskräftig verurteilt worden, fo kann auf Gefängnis erkannt werden. 


8 12 

(1) Wer einer der Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwiderhandelt, kann von jedem Gewerbetreibenden, 
der Waren oder Leiſtungen gleicher oder verwandter Art herſtellt oder in den geſchäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher Belange, ſoweit ſie als ſolche in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten klagen können, auf Unterlaſſung in Anſpruch genommen werden. 

(2) Nimmt in einem geſchäftlichen Betriebe ein Angeſtellter oder Beauftragter Handlungen vor, 
die nach dieſem Geſetz unzuläſſig find, fo iſt der Unterlaſſungsanſpruch auch gegen den Inhaber des 
Betriebes begründet. 

§ 13 

Der Senat wird ermächtigt, in einzelnen Geſchäftszweigen nach Anhörung der Berufsvertretung 
die Gewährung von Preisnachläſſen gänzlich zu verbieten. 

Verſtöße gegen vom Senat auf Grund dieſer Paragraphen ausgeſprochene Verbote werden 
gemäß $ 11 dieſer Rechtsverordnung beſtraft. 

8 14 

(1) Dieſe Verordnung tritt 2 Wochen nach ihrer Verkündung in Kraft. : 

(2) Anſprüche aus vorher eingeleiteten Preisnachlaßgeſchäften bleiben unberührt. Jedoch müſſen 
die auf Grund dieſer Geſchäfte ausgegebenen Gutſcheine (Sparmarken, Kaſſenzettel, Bons und der⸗ 
gleichen) der Zahl- und Leiſtungsſtelle ſpäteſtens bis zum 1. Oktober 1934 vorgelegt werden, ſo⸗ 
fern die Bedingungen des Preisnachlaßgeſchäftes nicht den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechen. Er⸗ 
reicht Zahl oder Betrag der in einem ſolchen Fall zur Verfügung ſtehenden Gutſcheine nicht den erfor⸗ 
derten Mindeſtbetrag, ſo kann der Nachlaßbetrag unter einer verhältnismäßigen Minderung ver⸗ 
langt werden. 


Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


194 | Rechtsverordnung 
zur Abänderung des § 45 der Gewerbeordnung. 
Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 79 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Su vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hierdurch mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


1. § 45 der Gewerbeordnung erhält folgenden Abſatz 2: 
Die Ausübung der in § 33, Abſ. 1, der Gewerbeordnung in der Faſſung der Rechtsverord⸗ 
nung vom 6. April 1933 betreffend Abänderung des $ 33 der Gewerbeordnung (G. Bl. S. 161) 


630 
bezeichneten Gewerbe durch einen Stellvertreter iſt nur mit beſonderer Erlaubnis (Stellvertretungs⸗ 
erlaubnis) der für die Erteilung der Erlaubnis zum Gewerbebetrieb zuſtändigen Behörde geſtattet. 


2. Die Erlaubnis wird für einen beſtimmten Stellvertreter erteilt. Die Vorſchriften der Rechtsver⸗ 
ordnung vom 6. April 1933, Artikel I, Ziffer 3, Abſatz 1, gelten entſprechend. 


3. Die Stellvertretungserlaubnis iſt natürlichen Perſonen zu erteilen, wenn: 

1. nach Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe des Gewerbes Umſtände eintreten, die den In⸗ 
haber hindern, das Gewerbe perſönlich auszuüben, insbeſondere, wenn er in der Verfügung 
über ſein Vermögen beſchränkt iſt; 

2. der Betrieb nach dem Ableben des Inhabers für ſeine Witwe während ihres Witwenſtandes 
oder für ſeine minderjährigen Erben oder bis zur Beendigung einer Nachlaß ⸗ Auséinander⸗ 
ſetzung fortgeführt werden ſoll. 

Sie iſt zu verſagen, wenn dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen. 


4. Juriſtiſche Perſonen und nicht rechtsfähige Vereine bedürfen einer Stellvertretungserlaubnis ge⸗ 
mäß Ziffer 1 nur, wenn ſie den Betrieb durch andere als die vertretungsberechtigten Perſonen 
führen. 

5. Die Vorſchriften des Artikels I, Ziffer 4, Abg it eine Perſon anzuſehen, die auf Grund vertrag⸗ 
6. April 1933 finden auf die vorläufige Zulaſſung eines Stellvertreters entſprechende Anwendung. 


6. Als Stellvertreter im Sinne dieſer Verordnung iſt eine Perſon anzuſehen, die auf Grund vertrag⸗ 
licher oder geſetzlicher Vollmacht den Betrieb im Namen und für Rechnung des Inhabers, im 
übrigen aber unter eigener Verantwortung ſelbſtändig führt und die ſich einerſeits von dem Ge⸗ 
hilfen oder Geſchäftsführer, der das Gewerbe oder einzelne Zweige desſelben unter Aufſicht oder 
Leitung des Inhabers verwaltet, andererſeits von dem Pächter der Gewerbeeinrichtung unter⸗ 
ſcheidet, der das Gewerbe auf eigene Rechnung und im eigenen Namen ausübt. 


Artikel II 
Bei den bei Erlaß dieſer Verordnung bereits beſtehenden Stellvertretungen können durch die die 
Erlaubnis erteilende Behörde beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe Ausnahmen bis zum 1. April 
1936 zugelaſſen werden, auch wenn die Vorſchriften des Artikels I, Ziffer 3, nicht gegeben find. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


195 Verordnung 
betreffend Abänderung des Geſetzes über die Abänderung und Ergänzung des Ausführungsgeſetzes zum 
Reichsgeſetz über den Anterſtützungswohnſitz vom 23. 7. 1912. 
Vom 26. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 47 und § 2d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
1. Artikel 1, $ la, Abſ. 1 des Geſetzes über Abänderung und Ergänzung des Ausführungsgeſetzes 
zum Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 23. 7. 1912 erhält folgende Faſſung: 
„Wer infolge ſeines Verſchuldens der öffentlichen Fürſorge ſelbſt anheimfällt oder einen 
Anterhaltsberechtigten anheimfallen läßt, kann, wenn er Arbeit beharrlich ablehnt oder ſich der 
Anterhaltspflicht beharrlich entzieht, auch gegen ſeinen Willen auf Antrag des vorläufigen 
oder endgültig verpflichteten Armenverbandes durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts für die 
Dauer ſeiner oder des Unterhaltsberechtigten Unterſtützungsbedürftigkeit in einer öffentlichen Ar⸗ 
beitsanſtalt oder in einer ſtaatlich als geeignet anerkannten Privatanſtalt untergebracht werden. 
Als unterhaltsberechtigt im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch ein uneheliches Kind demgegen⸗ 
über, der in öffentlicher Urkunde ſich zur Unterhaltszahlung verpflichtet hat oder rechtskräftig 
dazu verurteilt iſt. Der Antergebrachte iſt verpflichtet, für Rechnung des Armenverbandes die 
ihm angewieſenen Arbeiten nach Maßgabe ſeiner Kräfte zu verrichten.“ 
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2. In Artikel 1, $ 1c, Abſätze 1 und 2, $ 1f, Abſätze 1 und 3 werden die Worte „Kreis⸗(Stadt) 

Ausſchuſſes“ und in $ 1e Abſatz 3 das Wort „Bezirksausſchuſſes“ durch das Wort „Verwal⸗ 

tungsgerichts“ und in $ 1 Abſatz 4 und $ le, Abſatz 2 die Worte „Kreis⸗(Stadt) Ausſchuß“ 

durch das Wort „Verwaltungsgericht“ erſetzt. 

Artikel I 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1934 in Kraft. 

Für die Erledigung der in dieſem Zeitpunkt vor den Kreisausſchüſſen ſchwebenden Verfahren 
ſind dieſe auch weiterhin zuſtändig. 

Danzig, den 26. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck 


196 Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (R. G. Bl. 1909 S. 499 ff.), 
Vom 28. Juli 1934. 
Auf Grund des & 1 Ziffer 70 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 


Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb (R. G. Bl. 1909 S. 499) in der Faſſung vom 
24. 11. 1932 (G. Bl. S. 804) wird wie folgt geändert: 


In dem 8 8 Ziffer 1 werden hinter die Worte: „gemäß § 7a“ die Worte eingefügt: „oder 
eines Saiſon⸗ oder Inventur⸗Ausverkaufs gemäß 8 9.“ 
Der $ 9 wird wie folgt geändert: die Worte „finden die Vorſchriften der $$ 7 bis 8“ werden 
erſetzt durch die Worte „findet die Vorſchrift des $ 7 keine Anwendung.“ 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. Juli 1934. ; 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


197 Berichtigung. 

In der Verordnung zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden⸗ und der Angeſtellten⸗ 
verſicherung vom 11. Juli 1934 (G. Bl. Nr. 55 vom 18. Juli 1934) muß es im § 21 auf S. 535 
ſtatt „§ 58 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes“ richtig heißen „§ 58 der Verordnung vom 9. 11. 1923 
zur Ausführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes“. 


198 Druckfehlerberichtigung 
zur Verordnung zur Anderung des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes und des Beamten⸗ 
Hinterbliebenengeſetzes vom 16. Juli 1934 (G. Bl. S. 531). 
In Artikel I Ziff. 3 muß es ſtatt „Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts ruht nicht, wenn ein 
aus dem deutſchen unmittelbaren oder unmittelbaren“ uſw. heißen: „Das Recht auf den Bezug des 
Ruhegehalts ruht nicht, wenn ein aus dem deutſchen unmittelbaren oder mittelbaren“ uſw. 
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